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BVWP 2030

Projekt 2-038-V01 (ABS Weimar - Gera - Gößnitz)
Sehr geehrte Damen und Herren,

ich/wir danken für die Möglichkeit, mich/uns im Rahmen der Öffentlichkeitsbeteiligung in den Prozess der Fortschreibung des Bundesverkehrswegeplans einbringen zu können. 

Der Entwurf des BVWP 2030 ordnet das oben genannte Projekt in die Kategorie „Potentieller Bedarf“ ein. Nach gutachterlicher Grobbewertung soll es deutlich geringere Wirkungen erzielen. Eine Begründung hierfür ist dem Projektdossier jedoch nicht zu entnehmen. Die qualifizierte Detailbewertung einschließlich der Ermittlung des volkswirtschaftlichen Nutzens und der Umweltwirkungen soll erst zu einem späteren Zeitpunkt erfolgen. 

Unter diesen Voraussetzungen ist eine sinnvolle Stellungnahme zur Bewertung des Projektes im Rahmen der Strategischen Umweltprüfung nicht möglich. Ich/Wir möchten das Beteiligungsverfahren daher dazu nutzen, Ihr Ministerium aufzufordern, die Bewertung des oben genannten Projektvorschlags schnellstmöglich durchzuführen und dabei die nachfolgenden Fakten adäquat zu berücksichtigen.

[Im nachfolgenden Abschnitt führen Sie bitte alle Gründe auf, aus denen Sie den Ausbau der Mitte-Deutschland-Verbindung für notwendig und vordringlich halten. Sie können dazu den Mustertext und die Gliederung nach Belieben verändern. Beziehen Sie sich aber immer auf die Hauptziele des Bundesverkehrswegeplans: 

· Gesamtwirtschaftlicher und verkehrlicher Nutzen im Verhältnis zu den Kosten
· Umweltauswirkungen (Inanspruchnahme von Natur und Landschaft, Klimaschutz, Lärm) 

· Raumordnerische und stadträumliche Belange
Sie können den Mustertext prinzipiell auch unverändert übernehmen; wenn Sie eigene Argumente haben, sollten Sie diese aber auf jeden Fall ergänzen.]
Nutzen-Kosten-Analyse

Im Bundesverkehrswegeplan 2003 erzielte das Projekt ein wirtschaftliches Nutzen-Kosten-Verhältnis (NKV) von 1,5. Wir gehen daher von einem positiven Gesamtnutzen aus. Gegenüber der damaligen Untersuchung sind jedoch Gründe hinzugekommen, die eine weitere Verbesserung der Wirtschaftlichkeitsergebnisse erwarten lassen.

· Die Deutsche Bahn (DB) plant eine Fernverkehrslinie (IC) im 2-Stunden-Takt. Die damit einhergehende Steigerung der Attraktivität des Angebotes im Schienenpersonenverkehr (SPV) durch kürzere Fahrzeit, höheren Reisekomfort und weniger Umstiege lässt eine größere Verkehrsverlagerung und damit einen größeren Nutzen erwarten. 
· Der Freistaat Thüringen will eine Vorfinanzierung der Planungsleistungen in Höhe von 3 Millionen Euro übernehmen. Die Mittel sind im Haushalt 2016/2017 bereits eingeplant. Außerdem wurden für die Elektrifizierung Mittel des Europäischen Fonds für Regionale Entwicklung (EFRE) beantragt und bestätigt. Damit stehen bis zu 30 Millionen Euro für den Ausbau zur Verfügung, womit der Investitionsbedarf des Bundes um rund 35 Prozent sinkt. Es ist davon auszugehen, dass beide Finanzierungsangebote die Wirtschaftlichkeitsergebnisse verbessern.

· Auf der Ausbaustrecke findet entgegen den Prognosen des BVWP 2003 auch geringfügiger Schienengüterverkehr (SGV) statt. Insofern und im Hinblick auf die Tatsache, dass mit dem Ausbau eine direkte elektrifizierte Verbindung zwischen den Güterverkehrszentren Glauchau und Erfurt, sowie, im bundesweiten Maßstab, zwischen den sächsisch-ostthüringischen und hessischen/nordrhein-westfälischen Wirtschaftsräumen entsteht, sind auch mögliche Verlagerungseffekte im SGV zu untersuchen, die ebenfalls zu einem größeren Nutzen führen können. 

Das Projekt weist darüber hinaus Sachverhalte auf, die dazu führen, dass die Nichtaufnahme in den BVWP perspektivisch signifikante negative Folgen hätte, die in der Gesamtwürdigung zu berücksichtigen sind. 

· Der Ausbau soll durch die Beseitigung eingleisiger Abschnitte die Kapazität und die Betriebssicherheit der stark befahrenen Strecke erhöhen und im SPV den Einsatz von beschleunigungsstarken Elektrofahrzeugen ermöglichen. Da die derzeit im Schienenpersonennahverkehr (SPNV) eingesetzte Diesel-Neigetechnik ein Auslaufmodell ist, ist der Einsatz von Elektrofahrzeugen die einzige Möglichkeit, die heutigen Fahrzeiten zu halten. Beim Einsatz von Dieseltraktion ohne Neigetechnik sind längere Fahrzeiten unvermeidbar und negative Auswirkungen auf die Betriebsstabilität zu erwarten. 
· Durch die verlängerten Fahrzeiten würde auch die im Rahmen eines Integralen Taktfahrplanes nötige Kantenfahrzeit zwischen den Knoten Gera und Erfurt (sowie im weiteren Verlauf Göttingen) überschritten. Im Hinblick auf die durch Ihr Ministerium durchgeführte Machbarkeitsstudie zum Deutschland-Takt im Schienenverkehr, in der das Erreichen von Taktknoten als wichtigster (ökonomischer) Maßstab für Ausbaumaßnahmen festgestellt wird, wäre konsequenterweise auch der negative Fall, dass das Erreichen von Taktknoten ohne Ausbaumaßnahmen zukünftig nicht mehr gesichert ist, zu berücksichtigen. 

· Der Ausbau ist Voraussetzung für sinkende Betriebskosten. Derzeit findet auf der Strecke ein dichter SPNV-Taktverkehr mit Dieselfahrzeugen in Mehrfachtraktion statt. Die Elektrifizierung ermöglicht den Einsatz von effizienteren Elektrofahrzeugen. Daneben plant die DB ab 2018 einen eingeschränkten Vorlaufbetrieb zur geplanten IC-Linie Düsseldorf – Gera in Form von drei täglichen Zugpaaren, für die mangels Elektrifizierung die kostentreibende Vorhaltung einer Diesellok für die Traktion im Abschnitt Erfurt – Gera notwendig ist. Ohne die Elektrifizierung bleibt es im SPV dauerhaft beim teuren und wirtschaftlich schlechteren Status Quo. 

Umwelt- und naturschutzfachliche Beurteilung/SUP

· Die zweigleisig auszubauenden Abschnitte Papiermühle – Hermsdorf und Töppeln – Gera sind bereits zweigleisig trassiert. Der Ausbau ist daher bestandsnah und trotz hoher verkehrlicher Wertigkeit mit nur geringen Eingriffen in die Umwelt verbunden. 
· Der Ausbau bringt signifikante positive Umweltwirkungen mit sich. Die Strecke ist eisenbahntechnisch die zentrale Entwicklungsachse Thüringens und verbindet im weiteren Verlauf aus Hessen kommend mit Erfurt, Jena, Gera, Weimar, Gotha und Eisenach die sechs größten Städte des Bundeslandes und darüber hinaus diese mit Sachsen. In einem 10 km-Korridor leben mit über 950.000 Einwohnern 40% der Thüringer Bevölkerung. Der Einsatz von Elektrofahrzeugen in diesem dichten Siedlungsband soll die anliegenden Städte und Gemeinden direkt von den Geräusch- und Schadstoffemissionen der heute eingesetzten Dieseltraktion entlasten, die durch die Steigungsverhältnisse im östlichen Abschnitt der Ausbaustrecke noch verstärkt werden. Gleichzeitig ist mit Verlagerungswirkungen durch das geplante neue Fernverkehrsangebot und im SGV zu rechnen.

Raumordnerische Beurteilung und stadträumliche Belange
Der Ausbau hat eine sehr hohe raumordnerische Bedeutung.

· Die Eisenbahnstrecke Weimar – Gößnitz/Lehndorf ist Teil der Mitte-Deutschland-Verbindung (MDV) zwischen dem sächsisch-ostthüringischen Industrierevier und den hessischen bzw. nordrhein-westfälischen Ballungsräumen. Im europäischen Maßstab ist sie Teil des Pan-europäischen Verkehrskorridors Via Regia. Der betroffene Abschnitt ist der einzige noch nicht elektrifizierte und nicht durchgehend zweigleisige Abschnitt der MDV, der zudem ab 2018 die Zubringerfunktion zum ICE-Knoten Erfurt als Verknüpfung mit dem VDE 8.1/8.2 erfüllen soll. Die Ausbaustrecke hat damit offensichtliches Potential zur Erfüllung signifikanter überregionaler Verkehrsbedürfnisse, denen sie allein aufgrund des gegenwärtigen Ausbauzustandes nicht gerecht wird. 

· Das Projekt ist zwingende Voraussetzung für den Wiederanschluss des ostthüringischen und westsächsischen Wirtschaftsraumes an das nationale Fernverkehrsnetz. Die fehlende Elektrifizierung wird von der DB als Haupthinderungsgrund für die geplante neue IC-Systemtaktlinie von Chemnitz über Gera, Jena und Weimar nach Düsseldorf und Köln genannt. Damit ist der Ausbau auch wesentlicher Bestandteil des am Kreuzungspunkt mit der Saalbahn geplanten IC-Knotens Ostthüringen, der der Universitätsstadt Jena als einem der wichtigsten ostdeutschen Wachstumskerne zeitgemäße und konkurrenzfähige SPFV-Angebote sichern soll. 

· Ohne den Ausbau würde sich die Erreichbarkeit der Region Ostthüringen/Westsachsen weiter verschlechtern, obwohl sie bereits heute große Erreichbarkeitsdefizite im Schienenverkehr hat und Jena und Chemnitz zu den überregional im SPV am schlechtesten erreichbaren Großstädten zählen. Die Hauptursache dafür ist die bevorstehende Inbetriebnahme des VDE 8.1 (ICE-Neubaustrecke Ebensfeld – Erfurt), weil sie zum Entfall der bisherigen ICE-Systemtakt-Halte Naumburg, Jena und Saalfeld und damit zum Verlust der letzten direkten Zugänge der Region zum Systemtakt-SPFV führt. Ohne den Ausbau würde nicht nur das geplante substituierende IC-Angebot ausbleiben, sondern auch der Zubringerverkehr zum ICE-Knoten Erfurt würde (wegen des absehbaren Endes der Neigetechnik im deutschen SPV-Markt, s.o.) perspektivisch schlechter werden. Dies wirkt umso stärker, als auch zu den anderen umliegenden ICE-Knoten - bedingt durch die Lage entlang der Grenzen dreier Bundesländer, die föderale Organisation des SPNV, für die östlichen Bundesländer voraussichtlich sinkende Regionalisierungsmittel und die unterschiedliche Verkehrspolitik der beteiligten Aufgabenträger – nur ein inadäquates SPNV-Ersatzangebot absehbar ist, und damit auch dorthin Fahrzeitverlängerungen und die Notwendigkeit mehrfacher Umstiege drohen. Die Region würde damit bundesweit einen einmaligen negativen Sonderstatus einnehmen, denn es gibt keine ähnlich bevölkerungsstarke und wirtschaftlich bedeutende Region, die so schlecht an das deutsche Fernverkehrsnetz angebunden ist. Im Hinblick auf die grundgesetzlich verankerte zentrale Leitvorstellung der gleichwertigen Lebensverhältnisse sowie auf Art. 87e Abs. 4 Grundgesetz, demzufolge der Bund eine ausreichende Erschließung und Bedienung aller Regionen im Fernverkehr garantiert, ist eine zügige Umsetzung des Projektvorschlags zur Vermeidung dieser Nachteile zwingend geboten.

Bitte heben Sie daher die Maßnahmen des Projektvorschlags 2-038-V01 in den Vordringlichen Bedarf des BVWP.

Mit freundlichen Grüßen


